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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Wahlen

Wahlen in kantonale Parlamente

Der Kanton Bern stand vor finanzpolitischen Herausforderungen. Mitte 2013 wurde das
strukturelle Defizit auf rund CHF 450 Mio. geschätzt, was nach rigorosen
Sparmassnahmen verlangte. Vielen Wählerinnen und Wählern geriet damals die
Erhöhung der Entschädigungen, die im Grossen Rat vor allem dank bürgerlicher
Unterstützung zustande kam, in den falschen Hals. Zudem führte im Hauptstadtkanton
der wirtschaftliche und ideologische Graben zwischen strukturschwachen und eher
konservativen Landgebieten und urbanen, stärker links tickenden Zentren zu
Blockadesituationen. Beredtes Zeugnis der weltanschaulichen Unterschiede war etwa
auch die Masseneinwanderungsinitiative, die in den Städten Bern und Biel/Bienne
deutlich abgelehnt, im gesamten Kanton aber aufgrund ebenso starker Unterstützung
auf dem Land letztlich mit 51,1% Ja-Stimmenanteil angenommen wurde. Die geringe
Kompromissbereitschaft im Parlament wurde zudem durch den Umstand verschärft,
dass die bürgerlich dominierte Legislative einer rot-grünen Exekutivmehrheit
gegenüberstand. Die Diskussionen um die Finanzlage wurden Anfang März zumindest
ein wenig entschärft, da die Kantonsrechnung 2013 mit einem Plus von CHF 157 Mio.
schloss. Allerdings blieb der Kanton Bern im nationalen Finanzausgleich einer der
grössten Nehmerkantone und die parteipolitischen Positionen blieben bestehen – die
Linke wollte das Sparprogramm aufheben und die Bürgerlichen wollten es – um
Steuererhöhungen zu verhindern – trotz positiver Rechnung aufrechterhalten.  
Eine Besonderheit des Kantons Bern ist der vergleichsweise hohe
Fraktionalisierungsgrad. Nicht weniger als zehn verschiedene Parteien sind im 160-
köpfigen Grossen Rat vertreten, wobei die bürgerlichen Parteien, SVP, FDP, BDP und
EDU mit total 91 Sitzen stärker vertreten sind als die Linke aus SP, GP und PSA (52 Sitze).
Zünglein an der Waage spielten häufig die Parteien der Mitte, bestehend aus EVP, GLP
und CVP, die 17 Sitze auf sich vereinen. Die einzelnen Parteien traten mit
unterschiedlichen Ambitionen an: Die SVP, die ihre Sitze bei den Wahlen 2010 trotz
Abspaltung der BDP fast halten konnte, wollte wieder – wie nach den Wahlen 2006 –
mit 47 Sitzen im Kantonsparlament vertreten sein; dies würde den Gewinn von 3 Sitzen
bedeuten. Die SP, mit 35 Sitzen zweitstärkste Partei, wollte ihre Niederlage von 2010 –
die Genossen hatten sechs Sitze verloren – vergessen machen und zwei bis drei neue
Mandate gewinnen. Dieses Ziel schien allerdings gefährdet, weil die SP aufgrund einer
parteiinternen Amtszeitbeschränkung einen ziemlichen Aderlass verkraften musste –
gleich vier Schwergewichte mussten ersetzt werden – und weil die Sozialdemokraten
2010 noch von Proporzglück profitiert hatten. Die BDP, die 2010 als grosse Gewinnerin
25 Sitze erobert hatte, wollte ihren Besitzstand auf 27 Sitze vergrössern. Auch die FDP,
der 2010 als grosse Verliererin neun Sitze verlustig gingen, war optimistisch und strebte
20 Sitze an, drei mehr als sie in der laufenden Legislatur besass. Die Grünen (aktuell 16
Sitze) setzten sich zum Ziel, die drei bei den Wahlen 2010 an die GLP verlorenen Sitze
zurückzuerobern. Die EVP (10 Sitze), die vor vier Jahren ebenfalls Sitze verloren hatte,
wollte ihren Besitzstand auch mit der Regierungsratskandidatur von Marc Jost wahren.
Die EDU (5 Sitze) hoffte, dass mit ein wenig Proporzglück der vor vier Jahren
verlorengegangene Sitz in ihren Stammlanden wieder zurückgewonnen werden könnte.
Die GLP wollte ihre vier Mandate verdoppeln, und die PSA (3 Sitze) im Berner Jura und
die im Kanton Bern unbedeutende CVP (1 Sitz) in der Stadt Bern wollten ihren
Besitzstand verteidigen. Während der Legislatur war es zu einigen Verschiebungen
gekommen. So hatte die GLP durch Parteiwechsel von zwei Grünen (Barbara Mühlheim
und Christoph Grimm) 2013 zwei Mandate mehr erhalten. Darüber hinaus war Hannes
Zaugg-Graf aufgrund der Idee der getrennten Frauen- und Männerlisten aus der SP aus
und in die GLP/CVP-Fraktion eingetreten. Vor den Wahlen verfügte die GLP also
eigentlich über sieben Sitze, während die GP noch 14 Mandate und die SP 34
Vertreterinnen und Vertreter im Parlament hatten. 
Neben den arrivierten Parteien gab es zahlreiche weitere Listen, die in einem der neun
Wahlkreisen antraten. So etwa eine FDP-nahe Unternehmerliste mit dem Namen
machen.be, eine Liste für die Trennung von Staat und Kirche oder „Mangiante
parteilos“. Zum ersten Mal präsentierten sich im Bezirk Jura Bernois La Gauche und das
Mouvement libéral jurassien (MLJ), die Nachfolgepartei der autonomistischen Parti
libéral jurassien (PLJ). Die Schweizer Demokraten (SD) kandidierten in drei und die PdA
in einem Wahlkreis. Die Grüne Partei Bern/Demokratische Alternative (GPB-DA) trat
ebenfalls nur im Wahlkreis Bern an. Insgesamt gab es 127 Listen, die zudem in den

WAHLEN
DATUM: 30.03.2014
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 10.04.24 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



verschiedenen Wahlkreisen unterschiedlich verbunden waren. So verband sich etwa die
GLP mit der Liste für die Trennung von Staat und Kirche und in sieben von neun
Wahlkreisen mit der EVP und der EDU. Ausschlaggebend seien vor allem
wahlarithmetische Gründe gewesen und nicht etwa eine Ausrichtung an christliche
Politik, gab GLP-Co-Präsidentin Franziska Schöni-Affolter zu Protokoll. Kleine Parteien
müssten sich mit Verbindungen gegen die Benachteiligung durch das Berner
Wahlsystem wehren. Die GLP und die EVP traten mit Marc Jost (evp) und Barbara
Mühlheim (glp) zudem gemeinsam zu den Regierungsratswahlen an. Die Verbindung
zwischen SP und Grünen in allen Wahlkreisen oder zwischen SVP und FDP in vier
Wahlkreisen sollte dem Gewinn von Restmandaten dienen. Die autonomistischen
Parteien (PSA, MLJ) im Berner Jura verbanden sich mit La Gauche und der CVP. Einzig
die BDP ging keine Listenverbindung ein. Die SP trat zudem in einigen Wahlkreisen mit
getrennten Listen für Frauen und Männer an, was bereits 2013 beschlossen worden war.
Total bewarben sich 634 Kandidatinnen und 1271 Kandidaten um einen Sitz im Berner
Kantonsparlament, darunter auch 140 der 160 Bisherigen. Damit war das Interesse an
einem Parlamentssitz etwas geringer als noch 2010, als 1937 Personen kandidierten. 
Allgemein war erwartet worden, dass die Wahlen keine grossen Veränderungen bringen
würden. Die Frage war vor allem, ob sich die BDP konsolidieren könne. Die
Überraschung bei den Wahlen war dann aber gross: Die Bürgerlich-Demokraten
brachen regelrecht ein und verloren elf der 25 bisherigen Sitze und beinahe fünf
Prozentpunkte an Wählerstärke (2010: 16,0%; 2014: 11,2%). Dass auch die Partei nicht
mit einer solchen Niederlage gerechnet hatte, zeigte das am Montag in den Berner
Lokalzeitungen geschaltete Inserat der BDP, auf dem sich die Partei bei den
Bürgerinnen und Bürgern für die Unterstützung bedankte – man hatte die Schaltung des
Inserats am Sonntagabend wohl nicht mehr stoppen können. Gründe für die veritable
Wahlschlappe der BDP wurden in den fehlenden Listenverbindungen, aber auch im
Umstand gesucht, dass die Partei 2010 weit über den Erwartungen abgeschnitten hätte
und die 14 Sitze in etwa dem Niveau nach der Abspaltung 2008 entspreche. Trotz dem
dramatischen Einbruch der BDP blieb der Grosse Rat fest in bürgerlicher Hand. Dies
war insbesondere der SVP zu verdanken, die um fünf Sitze zulegte und damit neu über
49 Mandate verfügte – also noch mehr als vor der Abspaltung der BDP. Die Volkspartei
konnte auch ihre Wählerstärke um 2,4 Prozentpunkte auf neu 29.0% erhöhen. Von den
Verlusten der BDP konnte die GLP-EVP-EDU-Verbindung profitieren. Allen voran die
GLP, die neu elf Sitze ihr eigen nennen durfte. Die Grünliberalen konnten also nicht nur
die sieben unmittelbar vor den Wahlen gehaltenen Mandate verteidigen, sondern auch
noch vier hinzugewinnen. Im Vergleich zu 2010 erhöhte sich die Wählerstärke der GLP
um 2,6 Prozentpunkte (neu: 6,7%). Auch die EVP konnte um zwei Sitze und 0,5
Prozentpunkte an Wählerstärke zulegen (neu 12 Sitze, 6,4%). Die EDU konnte ihre fünf
Sitze trotz einem leichten Wählerverlust (- 0,3 Prozentpunkte, neu 4,1%) verteidigen.
Dies gelang auch der FDP, die zwar um 0,4 Prozentpunkte zulegen (neu 10,7%), dies aber
nicht in einen Sitzgewinn ummünzen konnte. Die Freisinnigen blieben also bei 17
Mandaten, überholten damit aber die BDP und waren wieder zweitstärkste bürgerliche
Kraft in Bern. Verluste hinnehmen musste die Linke. Zwar konnte die PSA ihre drei Sitze
halten (0,7%, -0,3 Prozentpunkte), die SP musste aber nicht nur auf ihren während der
Legislatur an die GLP verlorenen Sitz verzichten, sondern büsste auch einen weiteren
Sitz ein. Die Genossen kamen damit noch auf 33 Mandate. Der Verlust war vor allem auf
Proporzpech zurückzuführen, wofür auch der Umstand spricht, dass die SP um 0,2
Prozentpunkte an Wählerstärke zulegen konnte (neu 19,1%). Im Vergleich zu den
Vorwahlen büssten die Grünen an Wählerstärke ein (- 0,3 Prozentpunkte, neu 9,8%) und
gingen eines Sitzes verlustig. Weil die GP allerdings während der Legislatur zwei Sitze an
die GLP verloren hatte, war dieser Sitzverlust eigentlich ein Sitzgewinn. Darüber hinaus
gewann die GPB-DA einen Sitz in Bern. Eine recht bittere Niederlage musste die CVP
einstecken, die ihren einzigen Sitz in Bern verlor und nicht mehr im Grossen Rat
vertreten war. Von den Bisherigen wurden 18 Personen abgewählt, darunter auffallend
viele Männer (16), was nicht nur auf die Abwahl von BDP-Politikern, sondern auch auf
die Strategie der SP, mit getrennten Männer- und Frauenlisten anzutreten,
zurückzuführen ist. Dies brachte der SP auch eine praktisch paritätische
Zusammensetzung im Rat, wo 16 Frauen und 17 Männer die SP-Sitze besetzten. Der
Frauenanteil hatte im Grossen Rat im Vergleich zu 2010 denn auch wieder zugenommen
und lag neu bei 31,9% (2010: 26,3%) und damit auf einem neuen Allzeithoch. Zu reden
gab schliesslich die als enttäuschend oder bedenklich bezeichnete, niedrige
Wahlbeteiligung von 32,1% (2010: 32,3%). 1

1) BZ, 17.6.13; Bund, 4.1.14; QJ, 11.1.14; BZ, Bund, QJ, 14.1.14; Bund, 21.1.14; QJ, 22.1.14; Bund, 31.1.14; Bund, 15.2.14; NZZ, 27.2.14;
BZ, Bund, 12.3.14; Bund, 13.3., 21.3.14; BZ, NZZ, 22.3.14; BZ, Bund, QJ, 31.3.14; Bund, 1.4.14; BZ, Bund, 2.4.14; Bund, 5.4.14; BZ,
21.5.14; Bund, 14.6.14
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